
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 30. Mai 2011 

 
 
 

Mandantenbrief Juni 2011 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Einkommensteuer 

· Voraussetzungen für die Selbstanzeige erschwert 

· Pilotphase für die E-Bilanz 
Lohn und Gehalt 

· Mehraufwendungen für Verpflegung bei Fahrtätigkeit zeitlich unbegrenzt 

· Kündigung wegen Arbeitsverweigerung aus Glaubensgründen 
Umsatzsteuer 

· Abgrenzung Unternehmereigenschaft von privater Sammeltätigkeit 

· Frage-Antwort-Katalog zur Vereinfachung der elektronischen Rechnungsstellung  
 

Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Juni und Juli 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.6.20111 11.7.20112 
Umsatzsteuer 10.6.20113 11.7.20114 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.6.2011 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.6.2011 Entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

14.6.2011 14.7.2011 

7.6.2011 7.7.2011 

Sozialversicherung7 28.6.2011 27.7.2011 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 24.6./25.7.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
 

Einkommensteuer 
 
Voraussetzungen für die Selbstanzeige erschwert 
Nach Ansicht des Gesetzgebers haben unehrliche Steuerzahler das Institut der Selbstanzeige zu-
nehmend missbraucht. Im Rahmen einer Hinterziehungsstrategie haben sie jeweils nur die hinterzo-
genen Steuern und Steuervorteile offen gelegt, die von Entdeckung bedroht waren (Teilselbstanzei-
ge). Nunmehr gelten zusätzliche erschwerende Voraussetzungen, um in den Genuss einer strafbe-
freiend wirkenden Selbstanzeige zu kommen. Im Einzelnen: 
· Es muss eine vollständige Korrektur der unrichtigen Angaben zu allen unverjährten Steuerstrafta-

ten einer Steuerart erfolgen. Innerhalb einer Steuerart sind Teilselbstanzeigen daher nicht mehr 
möglich. 

· Beträgt die hinterzogene Steuer bzw. der nicht gerechtfertigte Steuervorteil nicht mehr als 
50.000 EUR je Tat, wird auf Grund der wirksamen Selbstanzeige weiterhin Straffreiheit gewährt. 
Bei Veranlagungssteuern bedeutet „je Tat“ pro Veranlagungszeitraum. 

· Bei Überschreitung der 50.000 EUR-Grenze je Tat wird bei Vorliegen einer wirksamen Selbstan-
zeige nur dann von der Verfolgung der Steuerstraftat abgesehen, wenn neben Steuern und Zinsen 
ein zusätzlicher Geldbetrag von 5 % der hinterzogenen Steuern gezahlt wird. Die Zahlung muss an 
die Staatskasse und innerhalb einer dem Täter gegenüber bestimmten, angemessenen Frist erfol-
gen. 

· Die Selbstanzeige muss noch vor der Bekanntgabe einer Prüfungsanordnung eingehen. Damit 
wird der Zeitpunkt, bis zu dem eine strafbefreiende Selbstanzeige noch möglich ist, vorverlegt. Bis-
her war der Beginn einer steuerlichen Prüfung maßgeblich. 

(Quelle: Schwarzgeldbekämpfungsgesetz) 
 
Kosten für Oldtimer im Betriebsvermögen keine Betriebsausgaben 
Finanzgericht Baden-Württemberg, 6-K-2473/09, Pressemitteilung vom 18.04.2011 
Das FG Stuttgart hat entschieden, dass die Kosten für einen 30 Jahre alten Jaguar E-Type als unan-
gemessene Repräsentationsaufwendungen nicht abzugsfähig sind. 
Der mit einem historischen Kennzeichen ("H") zugelassene Oldtimer, Baujahr 1973, wurde in den 
Jahren 2004 und 2005 ausschließlich betrieblich genutzt. Dabei wurde er viermal zu Kundenbesuchen 
eingesetzt und dabei insgesamt 539 km gefahren. Sonstige Fahrten dienten dem Tanken, TÜV-
Abnahme und der Inspektion. Das Finanzamt ließ die Kosten dieses Fahrzeugs nicht zum Abzug zu. 
Das FG Stuttgart hat die hiergegen erhobene Klage abgewiesen. 
Die Revision wurde nicht zugelassen. Inzwischen wurde Nichtzulassungsbeschwerde eingelegt, die 
unter dem Az. I B 42/11 beim BFH anhängig ist. 
 
Pilotphase für die E-Bilanz 
Bundesministerium der Finanzen, Pressemitteilung vom 20.04.2011 
Am 18. Januar 2011 fand im Bundesministerium der Finanzen eine Informationsveranstaltung statt, in 
der über die Pilotphase zur E-Bilanz informiert wurde. Die Teilnehmerliste der Einführungsveranstal-
tung wurde mit dem Einverständnis der Anwesenden bereits vom Projekt "E-Bilanz" an alle Teilneh-
mer herausgegeben. 
Die nunmehr ab Februar 2011 begonnene Pilotphase für die Erprobung der Taxonomie wird von den 
Vertretern des Projektes "E-Bilanz" begleitet. Zum Zeitplan weist das BMF darauf hin, dass die Pilot-
phase grundsätzlich am 30. April 2011 abläuft. Jedoch werden auch Datensätze, die von Pilotteilneh-
mern noch bis zum 30. Juni 2011 an die Finanzverwaltung gesendet werden, in die Auswertung ein-
bezogen. Davon unabhängig ist es auch nach Ablauf der Pilotphase möglich, Datensätze zu Testzwe-
cken elektronisch zu übermitteln. 

 
Außergewöhnliche Belastung bei behinderungsbedingten Umbaukosten 
Der Bundesfinanzhof hat seine Rechtsprechung zu behinderungsbedingten Mehraufwendungen be-
stätigt und die Aufwendungen von Eltern für ihre seit der Geburt schwerbehinderte Tochter (Grad der 
Behinderung 100 %) zum Abzug als außergewöhnliche Belastung zugelassen. 
Ggf. müsse ein Sachverständigengutachten durch die Finanzverwaltung eingeholt werden, um die 
Frage zu klären, welche baulichen Maßnahmen durch die Behinderung verlasst sind. 



 
Eltern hatten ein Grundstück erworben und das Haus behindertengerecht umgebaut, was auch durch 
ein Gutachten des Medizinischen Dienstes einer Krankenkasse, die Zuschüsse gewährte, bestätigt 
wurde. Finanzamt und Finanzgericht hatten den Abzug der Aufwendungen als außergewöhnliche 
Belastung abgelehnt. 
 

Lohn und Gehalt 
 
Mehraufwendungen für Verpflegung bei Fahrtätigkeit zeitlich unbegrenzt 
Mehraufwendungen für Verpflegungen können durch Ansatz gestaffelter Pauschbeträge (entspre-
chend der Dauer der Abwesenheit) berücksichtigt werden. Dies gilt auch für Personen, die typischer-
weise nur an ständig wechselnden Arbeitsstellen oder auf einem Fahrzeug tätig sind. In der Regel ist 
der Abzug auf drei Monate beschränkt. 
Der Bundesfinanzhof hat seine Rechtsprechung geändert. Danach findet die Dreimonatsfrist bei einer 
Fahrtätigkeit (auch bei Seereisen) keine Anwendung. Ist ein Arbeitnehmer auf einem Fahrzeug tätig, 
ist er typischerweise auswärts beschäftigt. Die Mehraufwendungen sind deshalb zeitlich unbegrenzt 
abzugsfähig. 

Umgekehrte Heimfahrten bei doppelter Haushaltsführung 
Unterhält ein Ehegatte aus beruflichen Gründen eine doppelte Haushaltsführung und kann er die wö-
chentliche Familienheimfahrt aus privaten Gründen nicht antreten, sind die Besuchsfahrten des ande-
ren Ehegatten keine Werbungskosten. Diese Beurteilung stützt sich in erster Linie darauf, dass nur 
einem Arbeitnehmer Werbungskosten im Rahmen der doppelten Haushaltsführung entstehen können. 
Die Aufwendungen des Ehegatten in diesem Zusammenhang sind privat veranlasst und damit auch 
nicht abzugsfähig. 
Dies wäre möglicherweise anders zu beurteilen, wenn der auswärtig tätige Ehegatte aus beruflichen 
Gründen eine Familienheimfahrt nicht antreten kann. Damit wären die Fahrtkosten des Besuchenden 
als mittelbar veranlasste Werbungskosten anzusehen. 
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 
 

Kündigung wegen Arbeitsverweigerung aus Glaubensgründen 
Einem Arbeitnehmer, der sich aus nicht nur zum Schein vorgetragenen religiösen Gründen weigert, 
eine Arbeitsaufgabe zu erfüllen, zu der er vertraglich verpflichtet ist, kann nur dann wegen der Nicht-
Erbringung dieser Leistung gekündigt werden, wenn keine nahe liegenden anderen Beschäftigungs-
möglichkeiten im Unternehmen für ihn bestehen. Hat der Arbeitgeber im Rahmen der von ihm zu be-
stimmenden betrieblichen Organisation die Möglichkeit einer vertragsgemäßen Beschäftigung, die den 
religionsbedingten Einschränkungen des Arbeitnehmers Rechnung trägt, so muss er ihm diese Tätig-
keit zuweisen. 
Mit dieser Begründung hat das Bundesarbeitsgericht einen Fall zur nochmaligen Verhandlung an ein 
Landesarbeitsgericht zurückverwiesen. Dabei ging es um einen gläubigen Moslem, der als Ladenhilfe 
eines Warenhauses beschäftigt wurde. Als er sich weigerte, im Getränkebereich zu arbeiten, weil ihm 
auf Grund seines Glaubens jegliche Mitwirkung bei der Verbreitung von Alkoholika verboten sei, kün-
digte ihm sein Arbeitgeber. Nach Ansicht des Bundesarbeitsgerichts war dies nicht ohne Weiteres 
möglich. Vielmehr müsse aufgeklärt werden, welche Tätigkeiten dem Arbeitnehmer auf Grund seiner 
religiösen Überzeugungen verboten sind und ob anderweitige Beschäftigungsmöglichkeiten innerhalb 
des Unternehmens bestehen. 

 

Umsatzsteuer 

 
Abgrenzung Unternehmereigenschaft von privater Sammeltätigkeit 
Entscheidend für die Steuerbarkeit einer Tätigkeit ist, dass diese einer wirtschaftlichen Tätigkeit und 
nicht einer privaten Sammlertätigkeit entspricht. Betätigt sich jemand nicht wie ein Händler, sondern 
wie ein privater Sammler, ist auch der Vorsteuerabzug ausgeschlossen. 
Dies hat der Bundesfinanzhof im Fall einer GmbH entschieden, die über mehrere Jahre Neufahrzeuge 
und Oldtimer angeschafft und museumsartig in einer Tiefgarage eingelagert hatte. Die GmbH habe 
sich wie ein privater Sammler verhalten. 
 
 



 
Frage-Antwort-Katalog zur Vereinfachung der elektronischen Rechnungsstellung zum 1. Juli 
2011 durch Art. 5 des StVereinfG 2011 
Bundesministerium der Finanzen, Pressemitteilung vom 19.04.2011 
Durch das Steuervereinfachungsgesetz 2011 (StVereinfG 2011) sollen durch Änderungen im Umsatz-
steuergesetz (UStG) mit Wirkung ab dem 1. Juli 2011 die bislang sehr hohen Anforderungen an die 
elektronische Übermittlung von Rechnungen reduziert und so Bürokratiekosten der Wirtschaft in Milli-
ardenhöhe abgebaut werden. Bislang liegt hierzu lediglich ein Gesetzentwurf der Bundesregierung 
vor, der sich zurzeit im parlamentarischen Verfahren befindet. Erst Bundestag und Bundesrat werden 
über die endgültige Ausgestaltung der gesetzlichen Regelungen entscheiden. Schon jetzt wurden eine 
Vielzahl von Fragen zur konkreten Ausgestaltung der zukünftigen Regelung an das Bundesministeri-
um der Finanzen herangetragen. Die Wichtigsten sollen hier in einem Frage-Antwort-Katalog gesam-
melt und interessierten Bürgern und Unternehmen zur Verfügung gestellt werden. 
 

Umsatzsteueranspruch im Insolvenzfall 
Forderungen von in Insolvenz befindlichen Unternehmen, die vom Insolvenzverwalter vereinnahmt 
wurden, galten bisher in voller Höhe als für die Masse vereinnahmt. Dadurch entging dem Fiskus in 
den meisten Fällen der Großteil der vereinnahmten Umsatzsteuer. 
Der Bundesfinanzhof hat nunmehr entschieden, dass die Entgeltvereinnahmung für eine vor Eröff-
nung des Insolvenzverfahrens erbrachte Leistung auch bei der Sollbesteuerung eine Masseverbind-
lichkeit ist. Damit ist sowohl bei Ist- als auch bei der Sollbesteuerung die volle Umsatzsteuer an das 
Finanzamt abzuführen. 
 


